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Grundsätze RGM-Politik: Basisdokument RGM-Wahlplattform  

 

Verabschiedet am RGM-Forum vom 2. März 2024 

 

Hierbei handelt es sich um eine interne Abmachung (integraler Teil der Vereinbarung), welche mit 
den Bündnisbeschlüssen der MVs verabschiedet wird und von den Gemeinderatskandiat*innen ent-
sprechend unterzeichnet wird. 

Über den Umfang und Inhalt der Kommunikation gegen aussen (Wahlplattform) wird zu einem spä-
teren Zeitpunkt entschieden. 

 

Die Gemeinderats-Kandidierenden von RotGrünMitte verpflichten sich für die Legislatur 2025 bis 
2028 zu folgenden Grundsätzen und Zielen: 

 

 

1. Fortschrittliche Sozialpolitik  

- Die Stadt Bern nimmt schweizweit eine Vorreiterrolle in Bezug auf Armutsprävention, Ar-

mutsbekämpfung, Bildungs- und Chancengerechtigkeit und der sozialen Alterspolitik ein. 

- Alle Menschen in der Stadt Bern können gleichwertig an der Gesellschaft teilhaben. Die 

Stadt Bern führt die City Card ein. 

- Die Stadt nutzt ihre Spielräume zur Implementierung neuer und umfassender Ansätze (wie 

z.B. Überbrückungshilfe) in der Sozialpolitik konsequent.  

- Die Stadt Bern bekämpft prekäre und prekarisierte Arbeitsverhältnisse konsequent. Sie legt 

dabei besonderes Augenmerk auf Ausbeutung durch Scheinselbständigkeit und Subunter-

nehmerketten.  

- Die Stadt Bern unterstützt die Bestrebungen zur Einführung eines Mindestlohns auf dem Ge-

meindegebiet.  

- Die Stadt Bern fördert – in Zusammenarbeit mit Unternehmen, dem Kanton und anderen 

Stellen – die Arbeitsintegration von Menschen insbesondere auch aus der Sozialhilfe und 

dem Asylbereich.  

- Es gibt genügend niederschwellige Angebote der Gemeinwesenarbeit in den Quartieren. 

Quartierarbeit (Kinder, Jugendliche, Erwachsene), einfach zugängliche Sozialberatung, etc. 

wird ausgebaut. 

- Die Stadt Bern nutzt ihren asylpolitischen Handlungsspielraum konsequent und sorgt für eine 

menschenwürdige und inklusive Asyl-Unterbringung. 

- Die Stadt Bern investiert in die aufsuchende Altersarbeit und die weitere Unterstützung von 

älteren Menschen (u.a. mit Betreuungsgutsprachen) und baut diese nachfrage- und bedarfs-

gerecht aus.  

- Die Stadt Bern nutzt ihre Spielräume, um allen den Zugang zu den bezahlbaren Gesund-

heitsangeboten in Zusammenarbeit mit dem Kanton zu gewährleisten.  

 

2. Wirkungsvolle und soziale Klimapolitik 

- Die Energie- und Klimastrategie sowie das Klimareglement werden umgesetzt: Spätestens 
ab 2045 sollen auf dem ganzen Stadtgebiet weniger Treibhausgase freigesetzt werden, als 
hier gebunden werden können. Es wird transparent über den Fortschritt der Umsetzung dar-
über berichtet. Die sozialverträgliche Finanzierung der Massnahmen wird sichergestellt und 
priorisiert.  

o Die Stadtverwaltung wird bis 2040 klimaneutral.  

o In städtischen Gebäuden werden alle fossilen Heizungen ersetzt und die Gebäude-
hüllen energetisch saniert.  



o Die Beratungs- und Unterstützungsangebote für Sanierungen und Heizungsersatz 
werden ausgebaut.  

o Bern sorgt dafür, dass auf allen geeigneten Dächern der Stadt Bern Solar- oder So-
larthermieanlagen installiert werden. 

- Die Stadt Bern setzt Massnahmen zum Erhalt der Biodiversität um und investiert bei Planun-

gen und Bauprojekten in Flächen für die Stadtnatur. 

 

3. Mehr Gleichstellung und Chancengleichheit 

- Die Stadt Bern setzt sich konsequent für die Gleichstellung von Frauen und Männern sowie 

queerer Menschen ein. 

- Die Stadt Bern baut Hürden für Menschen mit Behinderung ab und setzt das BehiG konse-

quent um.  

- Die Stadt Bern engagiert sich gegen jegliche Form von Rassismus, Antisemitismus und Hate 

Crimes. 

 

4. Sozialpartnerschaftliche Personalpolitik  

- Die Stadt Bern sichert und setzt sich fortwährend für gute Arbeitsbedingungen und Löhne 

des städtischen Personals ein.  

- Die Stadt Bern erhöht das Pensionsalter für städtische Angestellte nicht, der flexible Alters-

rücktritt nach den Wünschen und Bedürfnissen der Mitarbeitenden wird ermöglicht.  

- Die Stadt Bern stellt einen inklusiven Zugang als Arbeitgeberin sicher und betreibt eine diver-

sitätssensible Personalpolitik. 

- Die Stadt Bern setzt sich konsequent für einen starken Gesundheitsschutz ihrer Mitarbeiten-

den ein. 

- Die Stadt Bern setzt die Frauenquote konsequent um. 

- Die Stadt Bern setzt sich für eine gelebte Sozialpartnerschaft ein, sie stärkt die Mitbestim-

mung und Mitwirkungsmöglichkeiten der Mitarbeitenden. 

 

5. Zukunftsgerichtete Bildungspolitik  

- Die Stadt Bern versteht frühe Förderung und familienergänzende Betreuung als Teil der öf-

fentlichen Bildung und stärkt sie. 

- Die Stadt Bern garantiert mit dem Betreuungsschlüssel (gemäss FEBR) gute Arbeitsbedin-

gungen und hohe Betreuungsqualität in der Tagesbetreuung der Schulkinder. 

- Die Stadt stellt sicher, dass alle Zugang zu bezahlbaren Kitas haben. Sie betreibt bedarfsge-

recht eigene Kitas und sorgt für gute Rahmenbedingungen für alle Kitas auf städtischem Bo-

den. 

- Die Stadt Bern führt Ganztagesschulen in allen Stadtteilen und auf allen Stufen ein. 

- Die Stadt Bern investiert bei den Volksschulen und der ausserschulischen Bildung in die in-

tegrative Bildung und stellt genügend Ressourcen zur Verfügung. 

- Die Stadt Bern setzt sich für eine frühzeitige Koordination von Schulraum und Wohnbau ein, 

so dass neue innovative Schulmodelle umgesetzt werden können. 

- Die Stadt Bern setzt sich bei Bund und Kanton für eine Verbesserung der Rahmenbedingun-

gen in diesem Bereich ein. 

 

 

 



6. Bezahlbares Wohnen für alle 

- Die Stadt Bern setzt ihre aktive Wohnbaupolitik fort und ermöglicht bis 2030 mindestens 

4000 neue Wohnungen, die in Kostenmiete vermietet werden.  

- Bis 2028 erhöht die Stadt Bern die Anzahl GüWR-fähige Wohnungen auf 2000. 

- Die Stadt erhöht die Anzahl Wohnungen mit vier und mehr Zimmern in ihrem Portfolio bis 

2030 auf mindestens 700, hindernisfreie Wohnungen auf 500.  

- Die Stadt Bern gestaltet Sanierungen ökologisch, wirtschaftlich und sozialverträglich. 

- Die Stadt Bern weitet die Wohninitiative auf alle Zonen, in denen Wohnungen gebaut werden 

können, aus.  

- Die Stadt Bern sorgt für energieautarke Siedlungen und Plusenergiequartiere. 

- Die Stadt Bern fördert neue Wohnformen (Generationenwohnen, Clusterwohnungen, etc.). 

- Die Stadt Bern verhindert Obdachlosigkeit und sorgt im Sinne von Housing first dafür, dass 

alle Zugang zu Wohnen haben. 

- Die Stadt Bern bekämpft die Zweckentfremdung von Wohnraum durch die Umsetzung des 

Zweitwohnungsreglements und anderer nötiger Massnahmen, um Plattformen wie Airbnb 

und co. auf den Homesharing-Gedanken zurückzuführen. 

- Die Stadt Bern führt nach Basler Vorbild eine Mietzinskontrolle bei Sanierungen ein, damit 

das Mietrecht eingehalten wird und die Mietzinse nicht zu stark steigen.  

- Die Stadt Bern verhindert Leerstand, fördert nichtkommerzielle Zwischennutzungen und tole-

riert und vermittelt bei Besetzungen. 

 

7. Klimafreundliche und stadtverträgliche Verkehrspolitik  

- Die Stadt Bern priorisiert stadt- und umweltverträglichen Verkehr und reduziert den MIV 

- Die Stadt Bern baut wo möglich Parkplätze ab. Die Parkierung wird vom öffentlichen Raum 
in bestehende Parkierungsinfrastruktur sowie den privaten Raum verlagert.  

- Die Stadt Bern setzt auf kombinierte Mobilität.  

- Die Stadt schränkt die Bezugsvorschriften bei den Anwohnendenparkkarten ein, damit der 
öffentliche Raum entlastet wird.  

- Die Stadt Bern setzt die Dekarbonisierung des ÖV und der städtischen Fahrzeuge weiter 

konsequent um. 

- Die Stadt Bern fördert den Fussverkehr («Stadt der kurzen Wege») und setzt den Master-

plan «Fussverkehr» konsequent um. 

- Die Stadt Bern setzt den Masterplan Veloinfrastruktur konsequent um und realisiert unter 

Einbezug umliegender Gemeinden die Velohauptrouten.  

- Die Stadt Bern bekämpft Autobahnausbauprojekte, die Mehrverkehr für das städtische Ver-

kehrsnetz bringen. 

- Die Stadt Bern strebt einen autofreien Bahnhofplatz (ohne privaten MIV) und weitere auto-

freie Zonen an. 

- Die Stadt Bern strebt flächendeckend Temporeduktionen (Tempo 30, Begegnungszonen) 

an. 

 

8. Nachhaltige Wirtschaftspolitik und starker Service public 

- Die Stadt Bern trägt Sorge zu lokalen Wertschöpfung und zu den Arbeitsplätzen. 

- Die Stadt nutzt ihren Spielraum beim öffentlichen Beschaffungswesen: Sie fördert eine sozi-

ale und ökologische Vergabepolitik, gewichtet Nachhaltigkeitskriterien höher als reine Preis-

überlegungen, berücksichtigt Unternehmen, die faire Arbeitsbedingungen bieten und soziale 



Verantwortung übernehmen und stärkt die lokale Wirtschaft. Sie macht entsprechende Vor-

gaben und wirkt bei Beschaffungen der geplanten Obsoleszenz entgegen (bspw. Aufrüstung 

statt Neukauf, Einhaltung Lohngleichheit, Verlängerung von Lebenszyklen sofern möglich 

etc.).  

- Die Stadt Bern stärkt die Kontrollen gegen Lohndumping und für die Einhaltung der Gesamt-

arbeitsverträge sowie Korruptionsprävention und verhängt bei Verstössen wirksame Sanktio-

nen. 

- Es gibt in der Stadt Bern ausreichend Gewerbe- und Industriezonen und entsprechende 

Dienstleistungen im Sinne einer Stadt der kurzen Wege. 

- Die Stadt Bern unterstützt den Umbau zur Kreislaufwirtschaft: Sie stellt die Verwaltung sowie 

ihre Unternehmen (z.B. ewb, bernmobil) wo immer möglich auf Kreislaufwirtschaft um und 

unterstützt ihre Leistungsvertragspartner:innen und private Unternehmen bei diesem Unter-

fangen. 

- Die Stadt Bern stärkt ihren Service public und stellt die notwendigen Mittel zur Verfügung.  

- Die Stadt Bern verfügt über ein ökologisches und soziales Citylogistik-Konzept und setzt dies 

um. 

- Die Stadt Bern stellt sich gegen eine Ausweitung der Ladenöffnungszeiten. 

 

9. Grundrechte und öffentliche Sicherheit 

- Die Stadt Bern schafft eine unabhängige Anlaufstelle für polizeiliche Übergriffe. 

- Die Stadt Bern setzt auf Deeskalation statt Repression bei Demonstrationen und verfolgt 

eine liberale Bewilligungspraxis. Die Stadt Bern setzt sich gegen die Videoüberwachung der 

Demonstrationen ein.  

- Die Stadt Bern setzt sich wo möglich gegen Auslagerung von Sicherheitsaufgaben an private 

Unternehmen und gegen den Einsatz des Militärs bei polizeilichen Aufgaben ein. 

- Die Stadt Bern strebt das Einwohner*innen-Stimm- und Wahlrecht sowie Stimmrechtsalter 

16 an. 

- Die Stadt Bern bekämpft Schwarzarbeit und Menschenhandel sowie Ausbeutung konse-

quent.  

- Die Stadt Bern verfolgt eine liberale Drogenpolitik und setzt dabei auf Aufklärung, Regulie-

rung und Sensibilisierung.  

- Die Stadt Bern setzt Massnahmen zum Abbau von stereotypen Rollenbilder und Vorurteilen 

um und engagiert sich gegen geschlechterspezifische, queerfeindliche sowie sexualisierte 

Gewalt. 

- Die Stadt Bern strebt eine eigene Stadtpolizei an. 

- Die Stadt Bern setzt das Verbot für Videoüberwachung durch Private konsequent um (Bewil-

ligungspflicht) und setzt selber Videoüberwachung nur in gut begründeten Einzelfällen ein.  

 

10. Öffentlicher Raum gehört allen 

- Events im öffentlichen Raum dürfen nicht mit Konsumzwang verknüpft sein. 

- Die Stadt Bern schafft genügend Freiräume und priorisiert die öffentliche gegenüber der 

kommerziellen Nutzung des öffentlichen Raumes.  

- Die Stadt Bern setzt sich für eine möglichst ökologische Durchführung von Veranstaltungen 

ein. 

- Die Stadt Bern baut ihre Wegweisungspraxis gegenüber Menschen mit Lebensmittelpunkt 

auf der Gasse kontinuierlich ab und führt kein Bettelverbot ein. 



 

11. Vielfältige Kultur- und Sportangebote für alle 

- Die Stadt Bern fördert die Vielfalt des Kulturangebotes und den Zugang für alle Berner*in-
nen. 

- Die Stadt Bern erhöht die soziale Sicherheit der Kulturschaffenden. 

- Die Stadt Bern stellt Ressourcen für ein klimafreundliches Kulturschaffen zur Verfügung. 

- Die Stadt Bern steht hinter der Reitschule als Teil der städtischen Kultur. 

- Die Stadt Bern fördert den Breitensport und stellt die entsprechende Infrastruktur zur Verfü-
gung. 

- In der Sportförderung wird die Zugänglichkeit für alle Geschlechter gefördert. Wo nicht aus-
geglichen, werden die übrigen Geschlechter priorisiert. 

 

12. Zielorientierte Finanzpolitik  

- Die Stadt Bern verfolgt eine langfristige finanzpolitische Strategie mit dem Ziel, einen guten 

Service Public für alle Berner*innen zu bieten. Dazu sollen mittelfristig Einnahmen und Aus-

gaben im Gleichgewicht gehalten und die Neuverschuldung berücksichtigt werden. 

- Die Stadt Bern priorisiert (neue) Investitionen konsequent und orientiert sich dabei an den 

Bedürfnissen der Stadtbewohner*innen.  

- Die Stadt Bern setzt auf das Design-to-cost-Prinzip. 

- Die Stadt Bern wird keine Steuern senken und auch keine Schuldenbremse einführen. 

- Die Stadt Bern engagiert sich gegen die Steuersenkungspolitik des Kantons Bern, für einen 

Ausbau der Gemeindeautonomie in Steuerfragen und für einen Ausgleich der tatsächlichen 

Zentrumslasten. 

 

13. Stadtentwicklung vorantreiben 

- Die Stadt Bern aktualisiert das STEK 2016 und zeigt auf, welche Chantiers sich wie entwi-
ckeln können. Sozialräumliche Aspekte und die Planung von Schulraum und weiteren öffent-
lichen Infrastrukturen haben hohe Priorität. 

- Die Stadt Bern orientiert sich bei der Stadtentwicklung am Prinzip der «Stadt der kurzen 
Wege». 

- Die Stadt Bern realisiert das Gaswerkareal und das Viererfeld so, dass bezahlbare Wohnun-
gen mit hoher Qualität entstehen. 

- Wichtige Projekte in den Entwicklungsschwerpunkten ESP Ausserholligen und ESP Wank-
dorf (Wankdorf City 3) werden realisiert. 

- Die Stadt Bern entwickelt eine Strategie für Verdichtungen im Bestand. 

- Die Stadt Bern erhält und fördert die städtebauliche Qualität. Dabei fördert sie die soziale 
Durchmischung in den Quartieren und steuert der Gentrifizierung entgegen.  

- Die Stadt Bern stärkt die Mitwirkung der Quartierbewohner*innen und demokratisiert die 
Quartierkommissionen.  
 

14. Nachhaltige digitale Transformation  

- Die Stadt Bern nutzt die Potenziale der Digitalisierung für eine inklusive und nachhaltige digi-
tale Transformation, welche die Bedürfnisse der Einwohner*innen der Stadt Bern ins Zent-
rum stellt. 

- Die Stadt Bern stellt einen niederschwelligen Zugang der städtischen Angebote für alle si-
cher. 

- Die Stadt Bern stellt Ressourcen für die Unterstützung der städtischen Mitarbeitenden ein. 



- Für die Stadt Bern hat der Datenschutz eine hohe Priorität. 

- Die Stadt Bern stärkt die Kooperation mit anderen föderalen Ebenen für den Ausbau der di-
gitalen Verwaltung. 

- Die Stadt Bern setzt sich für die konsequente Weiterentwicklung der Angebote im Bereich 
Open Government Data ein. 

 

15. Zusammenarbeit mit Gemeinden, Region, Kanton und Bund 

- Die Stadt Bern wird als politisches und kulturelles Zentrum gestärkt. 

- Die Stadt Bern vertieft die Zusammenarbeit mit den umliegenden Gemeinden und mit ande-
ren Städten, um gezielter gegenüber dem Kanton und Bund auftreten zu können.  

- Die Stadt Bern setzt institutionelle Reformschritte aus der gescheiterten Fusion mit der Ge-
meinde Ostermundigen um: 

o Die Stadt führt eine Volksabstimmung über die Erweiterung des Gemeinderats von 
fünf auf sieben Mitglieder durch. 

o Die Stadt reformiert und stärkt die Stadtteil-Mitwirkung. 

 


